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Editorial
Liebe Freund*innen,

Eine neue Coronawelle kommt, eine neue Regierung auch
…und nun auch ein neuer SCHAMPUS. Das Thema: Krisen-
sitzung.

Zu der Zeit, in der ich dieses Editorial schreibe, verhandeln 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gerade über eine kommende 
Koalition mit der FDP - mal seh’n, wer noch. Der scheinbar 
erwartete „Linksrutsch” ist ausgeblieben. Währenddessen 
scheitert die türkis-grüne Koalition in Österreich. 

Und dennoch gibt es auch einige große Gewinne zu ver-
zeichnen: Die grüne Bundestagsfraktion ist so groß, jung 
und divers wie nie, ohne uns wird auch nachhaltig keine Re-
gierung möglich sein. Debbie (hier noch einmal Herzlichen 
Glückwunsch an dieser Stelle) ist MdB und zum ersten mal 
werden auch trans Personen und Schwarze Frauen in unse-
rem Parlament vertreten!

Es zeigt sich: Wir als GRÜNE übernehmen wachsend mehr 
Verantwortung; Verantwortung, die mitunter auch tückisch 
sein kann. Dies mahnt uns die aktuelle Situation in Öster-
reich, aber auch die letzte Bundesregierung mit GRÜNER 
Beteiligung. Politische Verantwortung bedeutet auch, sich 
kniffligen Fragen stellen zu müssen: Wer sitzt in den ent-
scheidenden Gremien, wer ist am öffentlichen Diskurs be-
teiligt und für wen kämpfen wir? Diesen Fragen will sich 
diese SCHAMPUS-Ausgabe annehmen.
Eins ist gewiss: Die nächste Krise kommt. Wer dann an der 
(metaphorischen) Krisensitzung teilnimmt, ist unsere Ent-
scheidung; unsere Verantwortung. Unser Leitspruch muss 
lauten: Mehr Demokratie, mehr Diversität wagen. Wir sind 
bereit, weil wir es sein müssen.

Viel Spaß mit dieser Schampus-Ausgabe über Krisen, Klima 
und Kapitalismus. 

Eure SCHAMPUS-Redaktion
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„Fight every crisis“ ist eine Forderung, die in den letzten 
Monaten immer wieder von Klimaaktivist*innen zu hören 
war. Sie fordern, auch in der Klimakrise – nicht nur wäh-
rend der Coronapandemie – auf die Wissenschaft zu hören 
und entsprechend drastische Maßnahmen zu ergreifen. Die-
ser Forderung müssen wir uns anschließen: 

Krisen, die zusammen wirken und gemeinsame Ur-
sachen haben, können wir nicht einzeln bekämpfen.

Wir müssen sie zusammen denken und auch zusammen be-
kämpfen, wenn wir wirklich ein gutes Leben für alle wollen. 
Dabei geht es unter anderem, aber nicht nur, um die Corona- 
Pandemie und die Klimakrise. Wir wissen alle, dass beide 
zusammengehören: Bereits jetzt sind etwa 60% aller Infekti-
onskrankheiten bei Menschen Zoonosen, also Krankheiten 
tierischen Ursprungs.1 Weitere Pandemien sind in der Zukunft 
wahrscheinlich, wenn wir den dringend notwendigen Schutz 
der Biodiversität und des Klimas nicht endlich angehen. 

Klimaschutz allein ist aber auch nicht die Lösung. Wir müs-
sen viele weitere Krisen mit einbeziehen, wenn wir sie aktiv 
bekämpfen wollen: Unsere Gesellschaft ist noch immer 
postkolonial und rassistisch geprägt, sie ist nicht sozial ge-
recht und Diskriminierungen von Frauen, Menschen mit Be-
hinderung, migrantischen und migrantisierten Menschen, 
LGBTQIA* und vielen weiteren gesellschaftlichen Gruppen 
sind weiter an der Tagesordnung. Unser kapitalistisches 
Wirtschaftssystem beutet Menschen und Natur auf der gan-
zen Welt, insbesondere aber im Globalen Süden, rücksichts-
los aus. Diese Themen dürfen wir nicht einfach außenvor 
lassen. Wir können nicht abwarten, dass wir die Klimakrise 
gelöst haben, bis wir uns diesen Themen widmen. Nicht nur, 
weil Milliarden von Menschen tagtäglich darunter leiden,

1   �Heinrich-Böll-Stiftung, boell.de/de/2021/01/06/zoonosen-tierproduktion- 

pandemie-gesundheit

Krisen verbinden
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sondern auch, weil wir die Klimakrise nicht lösen können, 
ohne das System als Ganzes zu überdenken.

Dass das aber nicht mal ansatzweise in ausreichender Weise 
geschieht, zeigt sich beispielsweise am Konjunkturpaket, 
das die Bundesregierung im Juni 2020 verabschiedete, um 
sowohl Arbeitnehmer*innen als auch Unternehmen und 
Wirtschaftszweige dabei zu unterstützen, die Folgen der 
Corona-Pandemie und der gesundheitlich bedingten Schlie-
ßungen zu überstehen. Viele Menschen forderten, dass 
bei der Verteilung der staatlichen Mittel klimapolitische  
Aspekte bedacht werden und in die Entscheidung mit  
einfließen. Dies ist teilweise auch geschehen, wenn auch in 
völlig unzureichendem Ausmaß. Viel weniger beachtet wur-
den hingegen Fragen der sozialen Gerechtigkeit. Dies wäre 
jedoch dringend notwendig gewesen, da die Pandemie vor 
allem die schwächsten Mitglieder der Gesellschaft beson-
ders schlimm trifft: 

Im Globalen Norden haben BIPOC (Black,  
Indigenous, People of Color) ein deutlich höheres 
Risiko, an dem Coronavirus zu sterben, als weiße 
Menschen.

Viele Länder des Globalen Südens haben einen geringeren Zu-
gang zu teurer Krankenhaustechnik und den lebensrettenden 
Impfstoffen. Auch können viele Länder die wirtschaftlichen 
Folgen deutlich weniger abfedern als etwa Deutschland das 
kann. Doch auch zwischen den Geschlechtern gibt es große 
Unterschiede. Frauen und Männer sind von der Corona- 
Pandemie unterschiedlich stark und in unterschiedlicher 
Weise betroffen.  Über Personen, die sich nicht in das hetero- 
normative Geschlechtersystem einordnen, liegen nach meiner 
Kenntnis kaum Daten vor - was Teil des Problems ist.



UN
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So beinhaltet vor allem die Anweisung, zu Hause zu bleiben, 
für viele Frauen dramatische Konsequenzen. Laut einer Stu-
die des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend erlebt jede fünfte Frau Gewalt in der Partner-
schaft. Die Zahlen häuslicher Gewalt steigen besonders in 
Krisenzeiten deutlich an, die Corona-Krise ist hier keine 
Ausnahme. Auch lässt sich laut einer Umfrage der Bertels-
mann-Stiftung eine verstärkte Rückkehr zu traditionellen 
Rollenbildern erkennen, beispielsweise bei der Aufteilung 
der Hausarbeit - mehr noch als schon vor der Pandemie, 
als bereits ein großer Teil der Care- und Hausarbeit durch 
Frauen übernommen wurde (22 Stunden pro Woche durch 
Frauen und 9 Stunden pro Woche durch Männer). Infolge 
von Kita- und Schulschließungen ist auch ein deutlicher  
Anstieg in der Care-Arbeit zu verzeichnen, weil viele der 
Care-, Erziehungs- und Bildungsaufgaben zuhause über-
nommen werden mussten.

Zusätzlich zu den gesellschaftlichen Folgen sind Frauen 
auch wirtschaftlich stärker von der Pandemie betroffen  
als Männer: 

Branchen, in denen mehr Frauen arbeiten als 
Männer, waren stärker von den Einschränkungen  
betroffen, was sich in einer höheren Quote durch 
die Pandemie bedingter Arbeitslosigkeit bei Frauen 
als bei Männern ausdrückt. 

Auch arbeiten mehr Frauen in Berufen, die eine geringe so-
ziale Absicherung aufweisen. Ein Arbeitsfeld, in dem beson-
ders viele Frauen arbeiten, ist das Gesundheitssystem (76% 
der in der EU hier Beschäftigten sind Frauen). Die Beschäf-
tigten in diesem Bereich arbeiten häufig zu sehr schlechten 
Bedingungen, waren aber gleichzeitig besonders gefährdet, 
sich mit dem Coronavirus zu infizieren.
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Diese Liste ließe sich noch um einiges fortführen, deutlich 
geworden ist aber auch so, dass wir nicht alle ‚im gleichen 
Boot sitzen‘, sondern verschiedene gesellschaftliche Grup-
pen sehr unterschiedlich getroffen wurden und werden. 
Umso wichtiger wäre es gewesen, in einem Konjunktur-
paket entsprechend gegenzusteuern. Das Konjunkturpaket 
der Bundesregierung leistete dies jedoch nicht. Das Paket 
besteht aus 57 Maßnahmen, die insgesamt über 158 Milliar-
den Euro bedürfen. Mit einem Finanzbedarf von 20 Milliar-
den ist die Senkung der Mehrwertsteuer eine der teuersten 
Maßnahmen im Konjunkturpaket. Das Ziel dahinter sei, 
dass Verbraucher*innen durch eine niedrigere Mehrwert-
steuer Geld sparen und somit mehr kaufen können, folglich 
ein höherer Konsum entsteht. Die klimapolitische Wirkung 
des Instruments kann durchaus zu denken geben. Da die 
Senkung der Mehrwertsteuer auf Produkte und Dienstleis-
tungen in gleichem Maße ohne Beachtung ihrer jeweiligen 
Nachhaltigkeit angewendet wird, ergibt sich daraus auch 
keine Lenkungswirkung.

Klimaschädliche Produkte und Dienstleistungen 
werden also in gleichem Maße begünstigt wie 
klimaschonende.

Auch in Hinblick auf die soziale Gerechtigkeit ist die Maß-
nahme nicht unproblematisch: Obwohl auf den ersten Blick 
alle Menschen in Deutschland gleichermaßen von der Sen-
kung der Mehrwertsteuer betroffen sind, ist dennoch davon 
auszugehen, dass nicht alle Bevölkerungsgruppen gleicher-
maßen profitieren. Da die Steuer prozentual auf den Kauf-
preis angerechnet wird, ist sie höher, je teurer das Produkt 
oder die Dienstleistung ist. Folglich ist aber auch die durch 
die Senkung bedingte Einsparung höher. Wer mehr kauft, 
profitiert stärker von der Senkung. Um mehr kaufen oder 
konsumieren zu können, müssen jedoch die finanziellen 
Mittel dafür gegeben sein. Hier zeigt sich die soziale Un-
gleichheit in der Gesellschaft:

Krisen verbinden
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So verdienen Männer statistisch mehr als Frauen, Ältere 
mehr als Jüngere und Personen mit Hochschulabschluss 
mehr als solche mit – und noch mehr als ohne – Berufs-
ausbildung und weiße Menschen mehr als migrantische und 
migrantisierte Personen. 

Wem also die meisten finanziellen Mittel zur Ver-
fügung stehen, profitiert am meisten von der  
Maßnahme.

Viele weitere Maßnahmen in dem Konjunkturpaket weisen 
ähnliche Mängel auf und verdeutlichen: Noch immer sehen 
wir die verschiedenen Krisen als viel zu getrennt voneinan-
der an. Es kann keine Lösung sein, eine Krise zu bekämp-
fen, eine andere dadurch aber zu verschärfen. Wir müssen 
Krisen als das begreifen, was sie sind: zusammenhängend. 
Nur wenn wir dies erkennen und sie auch dementsprechend 
angehen, können wir sie auch meistern.



Futurismus -  
Zukunft aber für 
wen?
Text Bruno Sanzenbacher, KV Offenbach

Verchromte Felgen auf frischem Asphalt. Die 
aerodynamische Karosserie funkelt leuch-
tend-rot in der Abendsonne. Auf einmal 
quietschen die Reifen, in weniger Sekunden 
als manch ein MdB an Sitzungen teilnimmt 
beschleunigt der Tesla Roadster auf Renn-
streckengeschwindigkeit und verschwindet 
in den Weiten der kalifornischen Wildnis. 
Das gleiche Modell, welches zurzeit irgend-
wo zwischen Erde und Mars durch die Wei-
ten des Weltalls rauscht. Hin zu einer neuen 
Zukunft. Doch wie neu ist diese tatsächlich?



14
 |

 1
5

Dies ist ein Werbebeispiel eines Trends der aktuellen  
Klimadebatte, der unter Begriffen wie Futurismus oder 
“Musk-ismus” zusammengefasst werden kann und eine  
bestehende These des Neoliberalismus neu verpackt auf die 
Klimakrise anzuwenden versucht.
Der Begriff Futurismus kommt ursprünglich aus der Kunst-
geschichte und beschreibt eine Stilrichtung des Avantgarde 
zu Beginn des letzten Jahrhunderts. Ziel war es, der Zeit ge-
mäß, die Schnelligkeit und Gewalt der neuen Gesellschaften 
darzustellen. Der historische Futurismus wollte das neue 
Reine, den entfesselten Drang beschwören, bei einigen Ver-
tretern1 bis hin zum italienischen Faschismus. 
Klimafuturismus ist die Idee, dass wir an dieser beschleu-
nigten Lebensweise festhalten können, solange wir nur 
schnell genug die Produktionsmittel und Technologien wan-
deln, um unsere Emissionen zu minimieren. Denn nur die 
Wachstums- und Entwicklungsprozesse des freien Marktes 
seien agil genug, um diesen strukturellen Wandel möglich 
zu machen. Dieser Futurismus ist zu gleichen Teilen echter 
Veränderungswille wie Ästhetik. Mensch denke hier als Bei-
spiel an die bereits genannten Designs des Automobilher-
stellers Tesla, die dies perfektionieren. 

Wir müssen und sollen nichts weiter tun, als auf den Fort-
schritt der Wirtschaft und den Einfallsreichtum ihrer 
Lichtgestalten zu vertrauen. Wichtig anzumerken ist, dass  
Futurismus nicht gleich Progressivität bedeutet. Futurismus 
ist vielmehr Verpackung alter (Macht-)Strukturen in einem 

1	 Bewusster generischer Maskulin

Der Klimafuturismus zielt vor allem darauf ab, die 
reiche weiße Mehrheitsgesellschaft zu befrieden 
und sie glauben zu lassen, ihre Konsumentschei-
dungen seien der entscheidende Faktor in der 
Überwindung dieser Krise, ohne aber substantiell 
etwas an diesen ändern zu müssen.



Kolumnentitlel
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neuen modischen Gewand. Klimafuturismus basiert auf 
den Marktstrukturen des Kapitalismus und wird dadurch  
immer das Paradox weiter führen, dass wir einerseits nicht 
ohne Wirtschaftswachstum einen humanen Lebensstan-
dard halten können und zugleich auf einer endlichen Erde 
für Nachhaltigkeit sorgen müssen. Zudem funktioniert der 
Klimafuturismus nur anhand derselben klassistischen und 
postkolonialen Strukturen der globalen Produktionsketten, 
die Menschen auf der ganzen Welt unterdrücken. 

Hierin zeigt sich: der Klimafuturismus kann wenn 
überhaupt nur als Utopie für eine Elite, für eine 
reiche, westliche Elite funktionieren.

Futurismus - Zukunft, aber für wen?

In diesem Kontext wirkt der Tesla’sche Cybertruck, als 
gepanzertes Offroad-Mobil für ein kommendes Endzeit- 
szenario, noch einmal wesentlich morbider. In seinem Kern 
versucht der Klimafuturismus die kapitalistische Wert-
schöpfung vor einer Umwandlung durch aktive Klimapolitik 
zu bewahren.

Doch wie sind wir hier gelandet? Diese Erzählung des  
wundersamen Fortschrittes beginnt zeitlich mit dem Auf-
kommen der industriellen Revolution, sie ist das ideolo- 
gische Fundament des Kapitalismus. Die “unsichtbare 
Hand” des Marktes sorge ganz ohne Ordnungspolitik für 
immer mehr technische Innovation, ergo „Wohlstand”.  
Immer in neuen Kontexten, zunächst als Maschinisierung 
und Automatisierung, dann als Digitalisierung und jetzt 
eben als Nachhaltigkeit, werde durch den Kapitalismus 
menschliches Leben auf immer neue Höhen getragen; so zu-
mindest der Narrativ. Und bis zur Jahrtausendwende schien 
dieser Recht behalten zu haben. Der real-existierende  
Sozialismus brach zusammen und mit ihm das Bewusstsein 
dafür, dass ein anderes Sein möglich ist; der (neo-)liberale 
Kapitalismus wurde scheinbar alternativlos.
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 Wir können nicht länger den Marktmechanismen die Or-
ganisation unserer Gesellschaft überlassen. Wir brau-
chen einen Staat, der gleichzeitig in Strukturen eingreift, 
um schnell dafür zu sorgen, dass Emissionen verhindert 
werden, und ein starkes soziales Netz schafft, damit kei-
ne Person zurückgelassen wird. Wir müssen schauen, 
wann und wo Gesellschaften bereits nachhaltig organi-
siert waren, und entsprechende Konzepte übernehmen. 
Vor allem braucht es schnelle, aber substantielle Ver-
änderungen. Das bedeutet Dekolonialisierung der Pro-
duktionsketten, Verallgemeinerungen von Produktions- 
mitteln und allgemein Degrowth, also die Entkoppelung 
unserer Gesellschaft vom absoluten Wachstumsmandat. All 
dies sind Stichpunkte, die bestehenden Konzepte müssen 
weitergedacht werden. Es gibt noch keinen fertigen Ret-
tungsnarrativ, vielleicht wird es diesen gar nicht geben, ver-
mutlich braucht es einen solchen singulären Plan auch gar 
nicht. Dies deutet alles auf einen Punkt hin: 

Doch jetzt sehen wir, ein blindes “Weiter so” ist  
nicht möglich.

Arbeit darf nicht länger der Lebensmittelpunkt  
unserer Gesellschaft sein.

Solange aber unsere Identität, unser Selbstwert und unser 
soziales Standing, aber auch ganz existentiell unser blankes 
Überleben von unseren Beschäftigungsverhältnissen abhän-
gen, wird eine nachhaltige Gesellschaft im Einklang mit der 
menschlichen sowie der gesamten Natur nicht möglich sein.
Was würden wir gewinnen? Eine Gesellschaft in Harmonie; 
in der Bedürfnisse als Recht angesehen und erfüllt werden. 
Eine Gesellschaft, in der wir nicht 40 Stunden pro Woche 
völlig entfremdet vor uns hin arbeiten, sondern eine Gesell-
schaft, in der wir uns als die soziale Wesen, die wir sind, 
kulturell verwirklichen können. Worauf warten wir also? 
Lasst uns beginnen.



Geld ist für alle da
Text Laura Borgards, KV Offenbach-Land

„Roboter stehlen unsere Jobs!“, heißt es in 
Sci-Fi-Filmen von besorgten Bürger*innen. 
Die, die in diesen Filmen ihre Jobs verlieren, 
verlottern und verwahrlosen, leben in Armut 
und scheinbar ohne Lebenssinn. „Wann über- 
nimmt endlich ein Roboter meinen Job?“, 
scherzen hingegen die Hobby-Komiker*in-
nen und Montagmorgen-Hasser*innen, die  
gerade keine Lust haben, ihrer Erwerbsarbeit 
nachzugehen. Technologische Fortschritte 
könnten es ermöglichen, Arbeitsplätze abzu-
bauen. Das ist kritisch in einer Gesellschaft, 
deren Ziel es ist, Arbeitsplätze zu schaffen, 
um den Menschen ein Gehalt zuzuspre-
chen, welches sie für Produkte und Dienst-
leistungen ausgeben, deren Produktion 
oder Umsetzung Arbeitsplätze schaffen. Der 
Anspruch auf Geld (und damit Lebensquali-
tät im Kapitalismus) ist direkt gekoppelt an 
Lohnarbeit. Lasst uns über eine Alternative 
sprechen. Ein System, in dem jeder Mensch 
Geld bekommt, einfach weil er*sie lebt. 
Es ist Zeit für das Bedingungslose Grund- 
einkommen (BGE). 
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Bereits seit 2014 finanziert der Verein Mein Grundein- 
kommen e.V. aus Spenden von Privatpersonen ein Jahr 
lang jeden Monat 1.000 Euro BGE für zufällig ausgeloste  
Personen. Die Teilnehmer*innen berichten viel Positives: 
Sie haben ihr BGE genutzt, um sich weiterzubilden, selbst-
ständig zu machen, Träume zu erfüllen, zu sparen oder sor-
genfreier durchs Leben zu gehen. „Burnout-Symptome und 
Stress gehen zurück, Zufriedenheit und Kreativität nehmen 
zu - obwohl viele Gewinner*innen das Geld oft gar nicht 
anrühren.“2 Nun startete im Juni 2021 auch die erste Lang-
zeitstudie in Deutschland, die erforschen soll, wie sich ein 
BGE auf den Arbeitsmarkt auswirken kann. Drei Jahre lang 
erhalten die 122 Teilnehmer*innen 1.200 Euro monatlich. 
Im Gegenzug müssen sie lediglich alle sechs Monate einen 
Fragebogen ausfüllen, wie sich ihre Situation verändert hat. 
Der Vergleich mit einer Kontrollgruppe soll sicherstellen, 
dass eventuelle in der Studie beobachtete Effekte auf den 
Arbeitsmarkt auch tatsächlich auf das Grundeinkommen 
zurückzuführen sind. Vergleichbare Studien aus Finnland 
belegen bereits positive Auswirkungen des bedingungslosen 
Grundeinkommens auf die Psyche der Teilnehmer*innen. 
Die erhofften positiven Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt 
konnten bisher jedoch nicht explizit nachgewiesen werden.3 
Für die Finanzierung des BGE gibt es verschiedene Modelle. 
So viel vorweg: Die gesamte Geldmenge in unserem Finanz-
system bleibt gleich, es wird nur innerhalb des Systems an-
ders verteilt. Das nötige Geld könnte beispielsweise durch 

„Die Idee des Bedingungslosen Grundeinkommens 
ist, dass alle Menschen eines Landes von der Ge-
burt bis in den Tod jeden Monat vom Staat so viel 
Geld erhalten, wie sie zum Leben benötigen. Ein-
fach so, als Grundrecht. Ohne, dass sie dafür etwas 
tun müssen. Ohne, dass es ihnen gestrichen wer-
den kann. Eben bedingungslos.“1



die Einkommenssteuer, eine Finanztransaktionssteuer, 
eine höhere Erbschaftssteuer oder eine Vermögenssteuer 
erzielt werden. 
Einige Modelle sehen mit der Einführung des BGE das Ende 
des Sozialstaates, indem Sozialleistungen wie Elterngeld, 
Kindergeld, Wohngeld oder BAföG wegfallen. Solch indi-
viduelle Förderung wird jedoch immer notwendig bleiben,   

„das Grundeinkommen soll den Sozialstaat nicht 
ersetzen, sondern einfacher, zugänglicher und  
effektiver machen.“4

Geld ist für alle da

Um das BGE im Parteiprogramm zu verankern, haben sich 
engagierte Mitglieder von BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN zum 
Netzwerk Grünes Grundeinkommen zusammengeschlossen, 
„die ein bedingungsloses Grundeinkommen für eine zen- 
trale Antwort auf die ökonomischen, sozialen und ökologi-
schen Probleme unserer Zeit halten“.5

Im aktuellen Bundestagswahlprogramm von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sind vom BGE nur noch Fragmente zu finden. 
So heißt es dort: „Jeder Mensch hat das Recht auf soziale 
Teilhabe, auf ein würdevolles Leben ohne Existenzangst. 
Deswegen wollen wir Hartz IV überwinden und ersetzen es 
durch eine Garantiesicherung. Sie schützt vor Armut und 
garantiert ohne Sanktionen das soziokulturelle Existenz-
minimum. Sie stärkt so Menschen in Zeiten des Wandels 
und kann angesichts großer Veränderungen der Arbeitswelt 
Sicherheit geben und Chancen und Perspektiven für ein 
selbstbestimmtes Leben eröffnen [...]. Sie schafft durch die 
Abschaffung der bürokratischen Sanktionen Raum und Zeit 
in den Jobcentern für wirkliche Arbeitsvermittlung und Be-
gleitung. Dafür wollen wir die Regelsätze schrittweise anhe-
ben, sodass sie das soziokulturelle Existenzminimum ver-
lässlich sicherstellen.“

Das Prinzip „Grundeinkommen“ hat es also auch in die 
Wahlprogramme geschafft. Es ist aber in dem Sinne nicht 
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bedingungslos, da es beispielsweise nur an „Bedürftige“ 
ausgezahlt werden soll. Dies könnte die gefährliche Illusion 
schaffen, dass du dafür belohnt wirst, nicht zu arbeiten. 
(Und in einer Gesellschaft, die deinen Wert als Person an-
hand deiner Leistung be- und verurteilt, ist das verpönt und 
gar faul.) Menschen fragen sich, warum sie arbeiten sollten, 
wenn es doch auch „Geld fürs Nichtstun“ gibt. Kritiker*in-
nen meinen, dass durch die Einführung eines [bedingungs-
losen] Grundeinkommens viele wertvolle Arbeitskräfte 
wegfallen würden - besonders in „unbeliebten Berufen“. 

Hieran gibt es mehrere Knackpunkte. Meistens sind hier-
mit nämlich Berufe gemeint, die mit schlechten Arbeits-
bedingungen einhergehen und tendenziell von  Menschen 
ausgeübt werden, die diesen Beruf nicht freiwillig oder gar 
aus Berufung ausüben, sondern aus der Not nach Geld he-
raus. Wie ethisch vertretbar ist es, Arbeitgeber*innen die-
se Machtposition einzuräumen, die finanzielle Notlage von 
Menschen ausnutzen zu können, um sie  ungesunden, men-
schenverachtenden Bedingungen auszusetzen? 

Der Ansatz einer finanziellen Freiheit kann Betroffe-
ne in diesen Räumen schützen und ihnen Möglich-
keiten zur Selbstbestimmung zurückgeben.

Arbeitgeber*innen wären in der Verantwortung, ihre Ar-
beitsbedingungen anzupassen und attraktiver zu gestalten, 
damit Menschen weiterhin für sie arbeiten möchten. Es ist 
nämlich ein großer Irrtum, dass Menschen nicht arbeiten 
würden, wenn sie die Chance dazu hätten.6 Viele Menschen 
sehnen sich nach etwas, was sie erfüllt, nach einem Sinn im 
Leben. Mensch kann davon ausgehen, dass soziale Berufe 
sowie Ehrenämter durch die finanzielle Unterstützung be-
liebter werden.



Geld ist für alle da

Es könnte mehr Freiraume für Kreativität und die schönen 
Dinge im Leben schaffen.

Das Bedingungslose Grundeinkommen wäre ein 
Ansatz, um die Angst vor Armut und prekären Ar-
beitsverhältnissen zu bekämpfen, aber auch um 
Träume zu verwirklichen, mehr Menschen eine  
berufliche Umorientierung oder Selbstständigkeit 
zu ermöglichen und Care-Arbeit zu unterstützen.

„Die Produktivität ist etwas für Roboter. Men-
schen sind gut darin, Zeit zu verschwenden, zu 
experimentieren, zu spielen, zu erschaffen und zu  
erkunden.“ (Kevin Kelly) 

Die GRÜNE Garantiesicherung geht in eine richtige, „gut ge-
meinte“ Richtung, ist jedoch nur ein neues Gewand für die 
ewig gleichen Sozialleistungen. Um die Gesellschaft wahrhaft 
finanziell und vor allem psychisch zu entlasten, wäre ein dis-
kriminierungs- und vorurteilsfreies Grundeinkommen not-
wendig, welches bedingungslos jeder Person ausgezahlt wird, 
unabhängig von einem „Bedarf“. Lasst uns mutig sein und 
eine Gesellschaft schaffen, in der alle nicht nur gut, sondern 
auch glücklich leben können.
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1	� Mein Grundeinkommen e.V., 

mein-grundeinkommen.de/erkenntnisse/was-ist-es

2	� Mein Grundeinkommen e.V.,

mein-grundeinkommen.de/erkenntnisse/wie-wirkt-es?active=entspannung

3	� Tagesschau, 

tagesschau.de/inland/grundeinkommen-studie-101.html 

4	� Mein Grundeinkommen e.V., 

mein-grundeinkommen.de/erkenntnisse/was-ist-es?active=sozialstaat

5	� Netzwerk Grünes Grundeinkommen, 

gruenes-grundeinkommen.de

6	� Süddeutsche Zeitung, 

sueddeutsche.de/karriere/umfrage-zur-bedeutung-der-arbeit-keine-arbeit-ist-

auch-keine-loesung-1.2735669



Das Heute  
entscheidet über 
das Morgen
Text Leonie Scheurell, KV Kassel

Viele Jugendliche sind bald mit ihrem  
Abschluss fertig, viele Erwachsene wollen 
umschulen. Und sehr viele stehen vor einem 
großen Fragezeichen, wie es weiter gehen 
soll. Viele hatten Pläne, wie sie ihren weite-
ren beruflichen Weg weitergehen wollen. 
Doch jetzt wird alles in Frage gestellt:  
Bekomme ich in dem Bereich überhaupt 
einen Ausbildungsplatz oder kriege ich ei-
nen möglichen Job nach meinem Studium? 
Angst haben viele, denn sie gehen Richtung 
Ungewissheit und haben selten einen Licht-
blick in der momentanen Pandemie.
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Das Heute entscheidet über das Morgen

Viele wissen noch nicht, wo ihr Weg sie hinführen soll. Prak-
tika zu machen ist häufig selten möglich und Minijobs in 
dem gewünschten Bereich zu bekommen fast ausschließbar. 

In der Tourismusbranche und im Hotel- oder Gaststättenbe-
reich wurde im Vergleich zu 2019 nur jede 3. Ausbildungs-
stelle angeboten, wie die Tagesschau im Juni in Bezug auf 
eine Untersuchung der Bundesagentur für Arbeit berichtete. 
Jedoch gab es auch in vielen anderen Branchen ähnliche Pro-
bleme. 

Viele wollen lieber noch ein Jahr Schule weitermachen oder 
sich ein Jahr Zeit nehmen, um sich zu orientieren. 

Neben der Ungewissheit, wie es weitergehen soll in 
der Zukunft, bleibt immer noch das Jetzt.

Schüler*innen, die mit dem Homeschooling nicht klar kom-
men, keinen Austausch mit anderen haben und Stress.
Stress, der jetzt stattfindet, und doch Auswirkungen auf spä-
ter hat.
Wie gut ist mein Abi oder Abschluss, welche Noten brauche 
ich für das, was ich vielleicht machen möchte?
Ihnen wird viel vorgegeben von Familien oder Freund*innen, 
welchen “Status “ sie in der Berufswelt haben sollen.
Dabei wissen sie nicht mal, ob es ihnen das gibt, was ihnen 
wichtig ist, oder was sie wollen.
Klar ist, dass sie es viel schwieriger haben werden, einen Aus-
bildungs- oder Studienplatz ihrer Wahl zu finden, als Schü-
ler*innen vor ihnen.
Wir sollten uns, egal ob privat oder in der Partei, für diese ein-
setzen und versuchen, ihnen die besten Chancen zu bieten. 
Selbst, wenn es nur eine Hilfe bei der Selbstfindungsphase 
ist, oder bedeutet, einfach mal den Sorgen unserer Engsten 
zuzuhören.	
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Piccolo:
Schule in der Krise 
- nach der Krise
Daniel May, Bildungspolitischer Sprecher der GRÜNEN Landtagsfraktion

Die Corona-Pandemie hat den Schulbetrieb 
massiv eingeschränkt und ist insbesondere 
für Kinder und Jugendliche mit enormen Be-
lastungen verbunden. Die Krise hat wie eine 
Lupe bestehende Probleme vergrößert. Sie 
hat uns Chancen der Digitalisierung aufge-
zeigt und einen Modernisierungsschub aus-
gelöst. Aber diese Modernisierung ist in Tei-
len noch zu wenig gelenkt und durchdacht 
gewesen. Außerdem sind die Grenzen der 
Digitalisierung deutlich geworden. Bereits 
die Schulschließung im Frühjahr 2020 hat 
allen gezeigt, dass der Präsenzunterricht 
auch bei guter digitaler Ausstattung nicht 
gleichwertig ersetzt werden kann.



Piccolo

Das Infektionsgeschehen gibt uns nun die Möglichkeit, die 
Schulen zu öffnen. Wir werden Maßnahmen ergreifen müs-
sen, um die Folgen der Pandemie mittelfristig zu kompen-
sieren. Darüber hinaus dürfen wir aber nicht vergessen, 
auch langfristige strukturelle Veränderungen anzustoßen. 
Es wird zunächst darum gehen, die Schüler*innen wieder 
an den regulären Schulbetrieb zurückzuführen, ihre Prob-
leme, Sorgen und Ängste aufzufangen und sie bei ihren un-
terschiedlichen Wissensständen abzuholen. Bewertete Leis-
tungsüberprüfungen stehen dabei nicht im Mittelpunkt. 
Zudem gibt es einen umfassenden Nachteilsausgleich bei der 
Versetzung. Im Rahmen der „pädagogischen Versetzung“ 
können alle Schüler*innen mit ausreichenden Leistungen 
im Schuljahr 2019/2020 in diesem Schuljahr versetzt wer-
den – auch wenn die Noten in diesem Jahr keine Versetzung 
vorgesehen hätten. Lediglich wer das zweite Jahr in Fol-
ge keine ausreichenden Leistungen vorweisen kann, wird 
nicht automatisch versetzt. Zudem wird es erneut die Mög-
lichkeit der freiwilligen Wiederholung ohne Anrechnung auf 
künftige Wiederholungen geben.

In den kommenden Schuljahren wird der Schwerpunkt da-
rauf liegen, Kinder und Jugendliche mit vielfältigen Bera-
tungs- und Unterstützungsangeboten zu stabilisieren und 
Rückstände nachzuholen. Mit einer sozialindizierten Erhö-
hung der Budgets werden die Schulen besonders gefördert, 
die besonders große Herausforderungen haben. Wir fördern 
zentrale und dezentrale Maßnahmen: Vor Ort können die 
Schulen passgenaue Kompensationsmaßnahmen auf den 
Weg bringen. Angebote wie außerschulische Programme 
und Ferienförderprogramme oder Fortbildungen für Lehr-
kräfte zur Diagnostik kommen ergänzend hinzu. Bei allen 
Maßnahmen liegt das Augenmerk nicht allein auf der Kom-
pensation verpasster Lerninhalte, sondern auf einer ganz-
heitlichen Beratung und Unterstützung. Die Kompensation 
wird Zeit brauchen und nicht in einem Jahr zu leisten sein.

Darüber hinaus stellt sich die Frage, welche Erkenntnisse 
wir aus der Pandemie für den Schulbetrieb perspektivisch 
mitnehmen. Das vergangene Jahr hat uns nochmals die  



3
0

 |
 3

1

Abhängigkeit des Bildungserfolgs vom sozialen Hintergrund 
gezeigt. Eltern konnten nur sehr unterschiedlich auffangen, 
was die Schule auf einmal nicht mehr leisten konnte. Dies gilt 
umso mehr, da die Erziehungs- und Beziehungsleistungen, 
die familienergänzende Funktion von Schule in den ver- 
gangenen Jahrzehnten immer mehr Raum eingenommen hat. 
Deswegen muss die Schule als sozialer Lebensraum von Kin-
dern und Jugendlichen weiter gestärkt werden. Das bedeutet, 
dass wir Ganztagsangebote konsequent weiter ausbauen 
und hier Angebote im Bereich sprachlicher, kultureller,  
musisch-künstlerischer und Umweltbildung gezielter ein-
bringen müssen. Wir werden die multiprofessionellen Teams 
weiter stärken, insbesondere über den Ausbau der Schul-
sozialarbeit und die sozialindizierte Lehrkräftezuweisung. 

Die Corona-Krise hat - trotz aller Hast und den Schwächen 
bei der Umsetzung - Chancen der Digitalisierung für die 
Förderung von Schüler*innen aufgezeigt. Eine auf Dauer 
sinnvolle Digitalisierung ermöglicht individuelle Förderung 
durch den Präsenzunterricht ergänzende Lern-Lehr-Set-
tings. Die Simulation oder der Clip können die Lehrkraft 
entlasten und somit die Chancengerechtigkeit durch Bin-
nendifferenzierung verbessern. Die Investitionen in digitale 
Infrastruktur brauchen eine dauerhafte Perspektive: auch 
nach Ende der jetzigen Digitalpaktprogramme werden Mit-
tel für Infrastruktur, Geräte und Support benötigt. Hier 
müssen Bund und Länder eine dauerhafte Vereinbarung 
schließen, damit in drei Jahren die Digitalisierung nicht 
wieder heruntergefahren wird. Vieles, was nun entstanden 
ist, muss evaluiert und durch Implementierung in Aus- und 
Fortbildung für alle Lehrkräfte als neue Instrumente zur 
Verfügung gestellt werden. Die Digitalisierung als integ-
riertes Element des Schulbetriebs muss mit pädagogischen 
Konzepten hinterlegt werden, um Schüler*innen besser in-
dividuell zu fördern. 



Piccolo

Abgeordnete

Tarek Al-Wazir 
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Minister für Wirtschaft, Energie, 
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Kathrin Anders – 770
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heit und Pflege
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Pflege- 
notstand
Text Viola Kaets, KV Limburg-Weilburg 
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Von den politischen Entscheidungsträger*innen im Stich 
gelassen: Der Pflegeberuf braucht bessere Lohnstrukturen, 
aber vor allem bessere Arbeitsbedingungen.

Die Pflege in Deutschland steckt in einer Krise: Insgesamt 
fehlen schon heute mindestens 40.000 Pflegefachkräfte in 
Deutschland1 und zugleich droht der massenhafte Ausstieg 
von Fachkräften aus dem Beruf aufgrund fehlender gesell-
schaftlicher Anerkennung und prekären
Arbeitsbedingungen.2

Pflege- 
notstand
Text Viola Kaets, KV Limburg-Weilburg 



Pflegenotstand

Laut Pflegestatistik des Statistischen Bundesamt waren im 
Jahr 2019 rund 4,1 Mio. Personen pflegebedürftig.3 Inner-
halb von zwei Jahren ist die Anzahl um 20,9% angestiegen, 
wobei hier auch der seit 2017 weiter gefasste Pflegebedürftig- 
keitsbegriff hinein spielt. Der in der Pandemie wieder in den 
Vordergrund gerückte Pflegepersonalmangel ist ein schon 
lange antizipierter Fachkräfteengpass, der sich im Zuge der 
demographischen Entwicklung in Deutschland noch weiter 
zuspitzen wird: 

Selbst konservativste Szenarien bzw. Berechnun-
gen von Expert*innen prognostizieren einen wei-
teren Anstieg der Anzahl pflegebedürftiger Men-
schen in Deutschland.

Eine besondere Herausforderung stellt die Fachkräftesitu-
ation in der Altenpflege dar. Das Institut für Wirtschaft in 
Köln berechnet einen Mehrbedarf an Altenpflegepersonal bis 
2035 von 150.000 auf insgesamt knapp 494.000 Fachkräfte.4 

Nach wie vor werden die allermeisten (80%) im häusli-
chen Umfeld durch ausschließliche oder unter (Mit-)Hilfe 
von Angehörigen gepflegt. Bei der häuslichen Langzeitpfle-
ge spielt neben der informellen Pflege und Betreuung von  
Angehörigen - die als unentgeltliche Care-Arbeit nach wie 
vor überwiegend von Frauen geleistet wird - die Beschäfti-
gung von Personen aus osteuropäischen Ländern eine tra-
gende Rolle, da diese geschätzt ca. 600.000 sog. 24-Stunden 
oder Live-in-Erwerbstätigen5 schlichtweg Versorgungs- 
lücken und Finanzierungsproblematiken in der Pflegever-
sicherung schließen. Dabei ist eine 24-Stunden-Betreuung 
durch Person nicht nur unvereinbar mit dem deutschem  
Arbeitszeitgesetz bzw. Arbeitnehmerentsendegesetz, son-
dern oftmals handelt es sich auch um ausbeuterische Ar-
beitsbedingungen.6 So hat das Bundesarbeitsgericht kürzlich 
geurteilt, dass 24-Stunden-Pflege- und Betreuungskräfte 
auch für ihre Bereitschaftszeiten gesetzlichen Mindestlohn 
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erhalten müssen.7 Geklagt hatte eine bulgarische Live-In-
Erwerbstätige, die trotz ihrer Rund-um-die-Uhr-Pflege bzw. 
-Bereitschaft nur für die laut Vertrag festgelegten sechs 
Stunden Arbeitszeit am Tag bezahlt wurde. Hinzu kommt, 
dass Deutschland Fachkräfte aus Staaten Mittel- und Ost-
europas bindet, die in den nächsten Jahren selbst verstärkt 
mit der Alterung der Gesellschaft herausgefordert sind. Laut 
Berechnungen der Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
arbeiten heute schon mehr als 80  Prozent aller Pflege- 
kräfte in Ländern, in denen nur rund die Hälfte der Welt- 
bevölkerung lebt.8 

Pflege während der COVID-19-Pandemie 

Gerade im Zusammenhang mit den nochmals gestiegenen 
Arbeitsbelastungen während der Pandemie befürchten  
Arbeitsmarktexpert*innen eine große Kündigungswelle in 
der Pflege, die sich unter dem Hashtag #Pflexit bereits in 
sozialen Medien offenbart. Der Deutsche Berufsverband 
für Pflegeberufe (DBfK) warnt nicht erst im Zuge des Rück-
gangs der Beschäftigungszahlen zwischen April und Juli 
2020 vor einem Massenausstieg der Pflegefachpersonen [2]. 
Eine im April 2021 durchgeführte Befragung der Deutschen 
Gesellschaft für Internistische Intensivmedizin und Notfall- 
medizin (DGIIN) ergab, dass knapp die Hälfte der Pflegen-
den ihren Stellenanteil reduzieren wollen. Noch erschre-
ckender als diese Zahl ist das Ergebnis, dass 96% sich von 
den politischen Entscheidungsträger*innen in ihrer tägli-
che Arbeit im Stich gelassen fühlen.9 

Vielmehr als die weitere Rekrutierung von Fach-
kräften stellt die Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen hierzulande eine wichtige Stellschraube 
dar, um die vielen vorhandenen Beschäftigten an 
ihre Einrichtung bzw. ihren Beruf zu binden.



Eine Studie der Arbeitnehmerkammer Bremen und des  
SOCIUM der Universität Bremen macht deutlich, dass sich 
viele Pflegefachpersonen grundsätzlich einen Wiederein-
stieg oder eine Stundenerhöhung (Anmerkung: Der An-
teil der Teilzeitbeschäftigungen beträgt in der Altenpflege 
56% und in der Krankenpflege 43%10) vorstellen können. 
Als wichtigste Bedingungen hierfür werden Wertschätzung 
durch Vorgesetzte, Zeit für qualitativ hochwertige Pflege, 
bedarfsorientierte Personalbemessung, Sensibilität von Vor-
gesetzten für Belastungen in der Pflege und Tarifbindung 
genannt.11 Neben der Tarifbindung ist auch ein grundsätz-
licher Anstieg der Bezahlung notwendig, wie Ute Klammer 
vom Institut Arbeit und Qualifikation der Uni Duisburg- 
Essen berichtet:

Eine weitere wertvolle Ressource stellt ein gutes Team- 
bzw. Betriebsklima dar, das gleichzeitig eine wichtige Vo-
raussetzung im Hinblick auf einen erfolgreichen wechsel-
seitigen Integrationsprozess von neuen (internationalen) 
Fachkräften ist und deswegen durch gezielte Maßnahmen 
unterstützt werden sollte.13 
Gleichzeitig müssen die politischen Entscheidungsträger*in-
nen Voraussetzungen und Anreize schaffen, um auf die ge-
stiegenen und teilweise veränderten Arbeitsbedingungen zu 
reagieren: Die zunehmende Komplexität durch Einsatz von 
technischen Innovationen und die Zunahme an multimorbi-
den, hochaltrigen Patient*innen machen ein wissenschaft-
lich fundiertes und ethisch reflektiertes Handeln notwendig 
und erfordern damit u.a. die Aus- und Weiterbildung von 
spezialisierten Fachkräften. Der Wissenschaftsrat empfiehlt 
in diesem Zusammenhang bereits seit Jahren einen Ausbau 
primärqualifizierender Studiengänge für Gesundheitsfach-

Nach dem Comparable Worth-Index müsste die 
Bezahlung in der Pflege um mindestens 50% stei-
gen, um gegenüber Berufen mit vergleichbaren 
Belastungen und Anforderungen fair zu sein.12

Pflegenotstand
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Pflegenotstand

berufe und stellt dabei eine Quote von 10-20% an akade-
misch qualifizierten Absolvent*innen zur Disposition.14 Die 
Aktivitäten von Bund und Ländern lassen indes nach wie 
vor eine Fokussierung auf die berufliche Qualifizierung von 
geringqualifizierten Pflegehelfer*innen erkennen.15 Dieses 
Ungleichgewicht hinterlässt besonders in der Altenpflege 
Spuren, wo die Bezahlung gegenüber Kliniken in der Regel 
geringer ausfällt: Hier ist fast jede*r zweite Beschäftigte*r 
Altenpflegehelfer*in und unter diesen Beschäftigen haben 
wiederum 65% gar keine Pflegeausbildung.16 

Dafür bedarf es flachere Hierarchien, weitreichendere Be-
fugnisse bei der inhaltlichen Ausgestaltung der häuslichen 
Krankenpflege und eine selbstständige Ausübung ärztlicher 
Tätigkeiten durch qualifizierte Pflegefachpersonen.

Der Niederländische Weg

Hierbei lohnt sich ein Blick in unser Nachbarland: Das Bu-
utzorg-Modell (dt. Nachbarschaftshilfe) in den Niederlanden 
setzt auf selbstständig arbeitende ambulante Pflegeteams, 
die ihre Pflege in den Nachbarschaften selbst organisieren: 
Von der Aufnahme von Kundschaft, der Einstellung von 
Kolleginnen*Kollegen, dem Qualitätsmanagement und der 
softwaregestützten Dienst- und Tourenplanung sowie Ab-
rechnung. Die Teams arbeiten eng eingebunden in die ört-
lichen Gemeinschaften, sie stehen im Kontakt mit medizi-
nischen und therapeutischen Leistungserbringer*innen und 
aktivieren das nähere Umfeld der*des Pflegebedürftigen zur 
Mithilfe nach dem Subsidiaritätsprinzip. Neben der hohen 
Selbstbestimmung und hierarchielosen kollegialen Zusam-

Anzustreben ist hingegen ein Qualifikationsmix 
aus gelernten Helfer*innen sowie spezialisierten  
Advanced Practice Nurses auf Masterniveau und 
eine vermehrte interdisziplinäre Zusammenarbeit.
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menarbeit zeichnet sich Buutzorg durch eine bedürfnis-
orientierte Pflege aus, die nach Betreuungszeit und nicht 
nach Leistungskomplexen abgerechnet wird. So kann die 
Pflegefachkraft flexibel und situationsbezogen entscheiden, 
ob zum Beispiel ein Gespräch mit der*dem Klient*in mal 
mehr Raum einnehmen sollte, als eine umfangreiche Kör-
perpflege. Studien zeigen, dass das Ganze auch wirtschaft-
lich funktionieren kann: Nach einer Fallstudie 2012 konnte 
beim Buutzorg- Pflegemodell bei verbesserter Pflegequali-
tät und erhöhter Mitarbeiterzufriedenheit die Anzahl der 
benötigten Pflegestunden um die Hälfte eingespart werden, 
was wiederum Einsparungen für das niederländische Ge-
sundheitssystem bedeutete.17 Erste Buutzorg-Pflegeteams 
existieren auch schon in Deutschland und werden derzeit 
modellhaft erprobt sowie wissenschaftlich evaluiert.

Der Gesetzgeber ist nun aufgefordert, Modellprojekte mit 
erweiterten Befugnissen von Pf legefachpersonen (nach §63 
Abs. 3b SGB V) verstärkt zu fördern und Finanzierungs-
möglichkeiten für Arbeitsmodelle zu schaffen, die die Ar-
beitsorganisation und -bedingungen für die Beschäftigten in 
der Pflege spürbar verbessern.
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Queerpolitik der 
EU - ein leuchten-
des Vorbild?
Amy Zietlow, KV Marburg-Biedenkopf

Das EM-Vorrundenspiel Deutschland gegen Ungarn 
haben viele sicher noch in Erinnerung. Nicht wegen 
einer überragenden spielerischen Leistung, son-
dern weil die Allianz Arena an jenem Abend trotz 
vieler Forderungen nicht in Regenbogenfarben 
leuchtete. Aber warum sollte die Münchner Arena 
überhaupt bunt erstrahlen? Hintergrund ist ein Ge-
setz, welches im Juni vom ungarischen Parlament 
verabschiedet wurde. Dieses soll sogenannte „Ho-
mosexuellen Propaganda“ einschränken. Kindern 
und Jugendlichen dürfen von nun an keine Bücher, 
Filme oder andere mediale Inhalte zugäng-
lich gemacht werden, die Homosexualität oder  
Geschlechtsangleichungen zum „Selbstzweck“ 
darstellen. Was auch immer das bedeutet. Fakt  
ist, dass das Wort „Selbstzweck“ juristisch nicht ge-
nau definiert ist. Im Zweifelsfall kann man es auf 
alles anwenden. In Zukunft könnte also eventuell 
sogar das Zeigen einer Regenbogenflagge in der 
Öffentlichkeit verboten werden.

Ursprünglich war die Idee hinter dem neuen Ge-
setz, das Strafmaß für pädophile Handlungen zu 
verschärfen. Jetzt wird die gesamte LGBTQIA*-
Community als potenzielle pädophile Straftä-
ter*innen diskriminiert. Bereits in der Vergan-
genheit wurden queere Menschen in Ungarn 
staatlich eingeschränkt: Zum Beispiel wurde das 
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Fach Gender Studies an Unis verboten, eine Än-
derung des Geschlechtseintrags ist nicht mehr  
möglich und das Adoptionsrecht für gleichge-
schlechtliche Paare wurde aufgehoben. Orbán ver-
sucht so im Hinblick auf die Parlamentswahlen im 
nächsten Jahr konservative Wähler*innen an sich 
zu binden und die Öffentlichkeit aufzuhetzen.

Auch die polnische Regierung wurde im vergange-
nen Jahr immer wieder kritisiert. Dort hat die re-
gierende PiS-Partei queere Menschen zu einem 
Feindbild erklärt. Mehr als 100 Lokalregierungen, 
insbesondere im katholisch geprägten Süden und 
Osten, haben sich zu sogenannten „LGBT-freien 
Zonen“ erklärt. So sprach beispielsweise der Kra-
kauer Erzbischof von einer „Seuche in den Farben 
des Regenbogens“. Für Betroffene hat das furcht-
bare Auswirkungen: Beleidigungen, Ausgrenzung, 
Angriffe auf Demonstrationen der LGBTQIA*-
Community. Insbesondere bei jungen queeren  
Menschen nimmt die Zahl der Suizide zu.
 
Diskriminierung, Gewalt und Hate Speech gegen 
die LGBTQIA*-Community müssen EU-weit been-
det werden. Unsere Bundesregierung hat ebenfalls 
einiges nachzuholen. Queere Personen werden in 
Deutschland vielfältig benachteiligt und diskrimi-
niert. Deshalb müssen wir im Grundgesetz den Arti-
kel 3 um den Schutz vor Diskriminierung auf Grund 
von sexueller Orientierung erweitern, queere Zen-
tren stärken, Schutzräume für queere Geflüchtete 
schaffen, das Familienrecht reformieren und Viel-
falt in die Lehrpläne bringen. Nicht zuletzt muss das 
demütigende „Transsexuellengesetz“ endlich durch 
ein Selbstbestimmungsgesetz abgelöst werden. 
Und vielleicht sollten politisch Verantwortliche in 
Zukunft den Mut haben, trotz Gegenwind öffentli-
che Räume, wie Fußballstadien, in Regenbogenfar-
ben erstrahlen zu lassen. Dass das allein aber nicht 
reicht, ist klar.
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